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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Landesfisch ereigesetzes (LFischG) 
vom 10. Februar 1996 (GVOBl. Schl.H. S. 169), zulet zt geändert durch Gesetz 
vom 30. März 2010 (GVOBl. Schl.H. S. 414)
Gesetzentwurf der Fraktionen von CDU und FDP 
Drucksache 17/1069 

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, 

in vorbezeichneter Angelegenheit danke ich für die Übersendung des o.g. Entwurfes, 

zu dem ich im Einzelnen wie folgt Stellung nehme: 

1. Zu § 11: 

Die Streichung des § 11 Abs. 4 und die damit verbundene Gleichbehandlung insbe-

sondere der juristischen Personen des öffentlichen Rechts wird ausdrücklich be-

grüßt. 

Hier haben sich gerade die Wasser- und Bodenverbände als Träger der öffentlich-

rechtlichen Verpflichtung zur Gewässerunterhaltung durch ihr Engagement zur Um-

setzung der EU-Wasserrahmenrichtlinie und der damit verbundenen Verbesserung 

des ökologischen Zustandes der Gewässer verdient gemacht. 

Es ist daher nur folgerichtig, diese auch zur eigenen Ausübung eines Fischereirech-

tes zu ermächtigen. 
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2. Zu § 32: 

Gegen die Ergänzung des § 32 Abs. 2 Satz 1 bestehen erhebliche Bedenken. 

Im Rahmen ihrer öffentlich-rechtlichen Verpflichtung zur Gewässerunterhaltung und 

zum Hochwasserschutz nach §§ 39 WHG, 38 LWG betreiben die Wasser- und Bo-

denverbände im Lande Schleswig-Holstein weit über 300 Schöpfwerke.  

Diese Schöpfwerke, denen gerade in den Niederungsbereichen künftig noch eine 

stetig wachsende Bedeutung zukommen wird, stellen Anlagen zur Wasserregulie-

rung im Sinne von § 32 Abs. 1 Landesfischereigesetz (LFischG) dar.  

Die damit einhergehende Verpflichtung wirksame Vorrichtungen anzubringen, die 

das Eindringen von Fischen verhindern, wird bei diesen Schöpfwerken regelmäßig 

durch die Installation von sogenannten Rechen gewährleistet. 

Die Stababstände dieser Rechen können aus hydraulischen Gründen nicht beliebig 

verkleinert werden, so dass nicht gewährleistet werden kann, dass auch kleinere Fi-

sche durchschlüpfen. 

Die an den Schöpfwerken vorgesehenen Schutzvorrichtungen schützen mithin le-

diglich Fische ab einer bestimmten Größe. 

Durch die im Entwurf vorgesehene Ergänzung des § 32 Abs. 2 Satz würde bewirkt 

werden, dass diese aus technischen Gründen im Interesse des öffentlichen Hoch-

wasserschutzes nur eingeschränkte Schutzwirkung ausgleichspflichtig wäre.  

Eine derartige Verpflichtung würde nicht nur zu einer nicht unerheblichen Belastung 

der Beitragszahler der im Allgemeinwohl ausgeübten Tätigkeit der Gewässerunter-

haltung führen.  

Insbesondere würde hier auch eine Doppelregelung stattfinden, da die nach §§ 40, 

42 LWG zur Gewässerunterhaltung verpflichteten Wasser- und Bodenverbände oh-

nehin die ökologischen Vorgaben zur Gewässerunterhaltung nach § 39 Abs. 1 Nr. 4 

WHG strikt zu beachten. 

Aus diesem Grunde wurde auch in § 8 Nr. 2 des Landesnaturschutzgesetzes 

(LNatSchG) geregelt, dass Unterhaltungsmaßnahmen an Gewässern nach § 39 

Wasserhaushaltsgesetz und § 38 Landeswassergesetz nicht als Eingriffe im Sinne 

des Bundesnaturschutzgesetzes anzusehen sind.  

Nach alledem wird vorgeschlagen, § 32 durch folgenden Absatz 3 zu ergänzen: 

(3) Abs. 2 gilt nicht für Unterhaltungsmaßnahmen an Gewässern nach § 39 Was-

serhaushaltsgesetz und § 38 Landeswassergesetz. 
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Für eine Berücksichtigung der vorgenannten Anregungen wäre ich dankbar. 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrage: 

gez. Rohde 

Geschäftsführer 


